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Die Kleine Anfrage 123 der Fraktion der FDP beantworte ich im 
Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie folgt: 

Die Volks wagen werk GmbH, Wolfsburg, befindet sich nicht im 
Eigentum des Bundes, sondern wird auf Grund alliierter Bestim- 
mungen vom Lande Niedersachsen im Aufträge und nach den Wei- 
sungen der Bundesregierung nur treuhänderisch verwaltet. 

Die von der Tagespresse teilweise verbreiteten Nachrichten über 
Investitionspläne der Volks wagen werk GmbH entsprechen nicht in 
vollem Umfang den Tatsachen. Richtig ist, daß im Zuge der wei- 
teren Rationalisierung und einer damit in gewissem Umfang ver- 
bundenen Kapazitätserweiterung des Volkswagenwerks - ebenso wie 
bei allen anderen großen deutschen und ausländischen Automobil- 
fabriken - erhebliche Investitionen erforderlich geworden sind. Die 
Werksleitung prüft zurzeit, ob diese Investitionen am zweckmäßig- 
sten in vollem Umfang in Wolfsburg oder teilweise an einem an- 
deren Ort außerhalb der Stadt Wolfsburg vorgenommen werden 
sollten. 

Zu Frage 1 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den gesetzgebenden Körperschaften 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch den die Eigentumsrechte der 
Volkswagenwerk GmbH geklärt werden, sobald sich das Ergebnis 
des sog. Volkswagensparer-Prozesses hinreichend übersehen läßt und 
damit die Möglichkeit gegeben ist, gleichzeitig die Frage der Be- 
teiligung der privaten Wirtschaft an der Volkswagenwerk GmbH 
zu regeln. 
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Zu Frage 2 

Die Bundesregierung wird ihren Einfluß im Aufsichtsrat der Volks- 
wagenwerk GmbH dahin geltend machen, daß die vorgesehenen 
Investitionen unter Berücksichtigung aller kaufmännischen und betriebs- 
wirtschaftlichen Grundsätze mit der erforderlichen Sorgfalt durch- 
geführt werden, um eine Fehlinvestition zu vermeiden. Hierbei 
sollen auch arbeitsmarktpolitische Gesichtspunkte Berücksichtigung 
finden. Da dem Aufsichtsrat außer Vertretern der Bundesregierung 
auch Vertreter der Landesregierung Niedersachsen, Vertreter der 
freien Wirtschaft und Vertreter der Arbeitnehmer angehören, ist die 
Gewähr geboten, daß alle für die Entscheidung wichtigen Gesichts- 
punkte berücksichtigt werden. Es darf aber nicht übersehen werden, 
daß dem Aufsichtsrat, der aus 15 Mitgliedern besteht, nur zwei 
Bundesbeamte angehören. 

Zu Frage 3 

Die Bundesregierung ist bestrebt, die Bilanz der Volkswagenwerk 
GmbH zum 31. Dezember 1954 möglichst bald festzustellen und 
zu veröffentlichen. Ob eine Feststellung und Veröffentlichung dieser 
Bilanz jedoch bis zum 30. April 1955 möglich sein wird, läßt sich 
noch nicht übersehen, da die Volkswagenwerk GmbH im Hinblick 
auf den sog. Volkswagensparer-Prozeß nach Ansicht ihrer Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen im 
Augenblick nicht in der Lage ist, eine endgültige Bilanz aufzustellen. 


In Vertretung 


Hartmann 



